
Zeitschrift: Der Armenpfleger : Monatsschrift für Armenpflege und Jugendfürsorge
enthaltend die Entscheide aus dem Gebiete des Fürsorge- und
Sozialversicherungswesens

Herausgeber: Schweizerische Armenpfleger-Konferenz

Band: 26 (1929)

Heft: 1

Artikel: Welche Personen sind nach Konkordat von einem neu ins Konkordat
eintretenden Kanton zu unterstützen?

Autor: [s.n.]

DOI: https://doi.org/10.5169/seals-836959

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften. Sie besitzt keine Urheberrechte
an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in der Regel bei
den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Siehe Rechtliche Hinweise.

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les

éditeurs ou les détenteurs de droits externes. Voir Informations légales.

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. See Legal notice.

Download PDF: 03.02.2025

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://doi.org/10.5169/seals-836959
https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=en


Äer Ä.rrnenpfteger
^Monatsschrift für Ä^rnrenpslege nnd Jugendfürsorge.

Offizielles Organ der Schweizerischen ^rnrenpfleger--^onferenz.
Beilage zunr .Schweizerischen Z-vtralblatt für Staats- nnd Gemeinde-Verwaltung'.

O^îdattìo»: » Verlag a»d Expedition:
Pfarrer Ä. Wild, Zürich 2. l Rrt. Qnstiwt Grell Sllßli. Zürich.

»Der Ä-rntenpfteger" ersAeint monatlich.
Jährlicher Rbonnementspreis für direkte Abonnenten Fr. F.—, für ^postabonnente» Fr. SLS.

FujertionSprei» pro Oìonpareille-Zeile 2O Et».

26». Jahrgang 1. Januar 1929 Mr. 1

Der Oìachdrnrt nnserer Driginalartikel ist »nr »nter Dgellenangabe gestattet.

Welche Personen sind nach Konkordat von einem neu ins Konkordat
eintretenden Kanton zu unterstützen?

(Meinungsäußerung des Schweizerischen Bundesrates vom 16. November 1928

an den Regierungsrat des Kantons Zürich.)

Mit Eingabe vom 1. November dieses Jahres ersuchen Sie uns um einen
Entscheid über eine Meinungsverschiedenheit, welche zwischen Ihnen und den
Behörden des Kantons Bern im Hinblick auf den bevorstehenden Beitritt Ihres
Kantons zum Konkordat betreffend wohnörtliche Unterstützung entstanden ist.

Wir stellen zunächst fest, daß es sich nicht um einen Rekurs im Sinne von
Art. 19 des Konkordates handelt. Es fehlt an einem erstinstanzlichen kantonalen
Vorentscheid gemäß Art. 18 des Konkordates, wogegen rekurriert werden könnte;
außerdem kann ein Kanton nicht in einem Zeitpunkt, da er dem Konkordat noch

nicht angehört, einen solchen Rekurs einreichen. Wir sind daher auch nicht in der
Lage, einen Rekursentscheid zu fällen, sondern geben bloß eine Meinungsäußerung

ab, die allerdings für den Fall, daß uns später in dieser Sache ein Rekurs
vorgelegt werden sollte, wegleitend sein soll.

Die Direktion des Armenwesens des Kantons Bern stellt sich auf den Standpunkt,

die einschränkende Bestimmung des Art. 1, Abs. 2 des Konkordates
(„Durch Bezug von Armenunterstützung während mindestens sechs Monaten wird
die zweijährige Wohnfrist unterbrochen; mit dem Aufhören der Hilfsbedürftigkeit

beginnt eine neue zweijährige Wohnfrist") sei auf diejenigen Angehörigen
anderer Konkordatskantone, welche am 1. Januar 1929 während mindestens zwei
Jahren im Kanton Zürich gewohnt haben, nicht anwendbar, gleichgültig, ob dabei

Unterbrechung gemäß Art. 1, Abs. 2 des Konkordates eingetreten sei oder

nicht. Die bernische Behörde beruft sich hiebei auf den Text des alten Konkordates,

worin eine dem Art. 1, Abs. 2 des neuen Konkordates analoge Bestimmung

nicht enthalten war. Wir billigen diese Auffassung nicht. Auch die

Berufung auf das alte Konkordat ist nicht stichhaltig, da heute ausschließlich die

Bestimmungen des revidierten Konkordates gelten.

Anderseits scheint uns auch die von Ihnen vertretene Ansicht, daß vor dem

Beitritt Ihres Kantons zum Konkordat der sich auf das Konkordat stützende
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Fristenlauf nicht beginnen konnte, und somit die zweijährige Wohnfrist des Art. 1

für den Kanton Zürich frühestens am 1. Januar 1927 ihren Anfang nehme,
nicht zutreffend zu sein. Allerdings gilt auch für das Konkordat der allgemeine
Rechtsgrundsatz, daß das Gesetz keine rückwirkende Kraft hat. Dieses
NichtVorhandensein einer rückwirkenden Kraft besteht hier darin, daß für die Zeit vor
dem Eintritts des Kantons in das Konkordat keine konkordatsgemäßen
Unterstützungen zu leisten sind und auch nach erfolgtem Eintritts des Kantons nicht
nachverlangt werden können. Für die Bestimmung der nach
Konkordat zu unterstützenden Personen aber gilt der status
im Zeitpunkt des Beitrittes des Kantons, unter
Einrechn ung der Zeit, während welcher der Unterstützungsbedürftige

bereits im Kanton gewohnt hat. Dies ergibt sich

sinngemäß aus Art. 1, Abs. 1 des Konkordates. Diese Bestimmung lautet nicht
etwa: Wenn ein Angehöriger eines Konkordatskantons während zwei Jahren

„wohnt", sondern: wenn er „gewohnt hat". Dies ist also nicht
Rückwirkung, sondern nur Feststellung der Rechtslage. Wenn demnach ein
Unterstützungsbedürftiger am 1. Januar 1929 seit sechs Jahren im Kanton Zürich
wohnt, in den ersten zwei Jahren feines Wohnsitzes nicht unterstützt werden
mußte, in den folgenden vier Jahren aber Unterstützung bezog, so ist er vom
1. Januar 1929 an nach Konkordat zu unterstützen.

Zusammenfassend stellen wir fest: Im Zeitpunkte, da das Konkordat für
Zürich in Wirksamkeit tritt, sind nach Konkordat zu unterstützen: diejenigen im
Kanton Zürich wohnhaften Angehörigen anderer Konkordatskantone, die vor dem
1. Januar 1929 mindestens zwei Jahre im Kanton Zürich wohnten, ohne daß eine
rechtsgültige Unterbrechung der Karenzfrist eingetreten wäre (Art. 1, Abs. 2 des
Konkordates), und die im Zeitpunkte ihrer Wohnsitznahme nicht dauernd
arbeitsunfähig waren oder das 05. Altersjahr überschritten hatten (Art. 1, Abs. >1

des Konkordates).

Vuàsratlîche Entscheide in Sachen interkantonaler Streitfälle über die

Auslegung des Konkordates betreffend Wohnörtliche Unterstützung.

XXII-
i.

1. Josef K., geboren 1839, von Romoos (Luzern), ist seit 1870 in Basel
niedergelassen und hat im Jahre 1912 das Basler Bürgerrecht erworben, ohne

auf das luzernische zu verzichten. Er ist im Bürgerspital zu Basel versorgt; die

Versorgungskosten betragen, ab 8. April 1928, 4 Fr. pro Tag.
2. Basel verlangt von Luzern Beteiligung an der Tragung dieser

Versorgungskosten in der Höhe von gleich Fr. —.50 pro Tag; Luzern lehnt jede

Kostentragung ab. Nachdem der Regierungsrat des Kantons Luzern seinen

Standpunkt in einem grundsätzlichen, alle gleichartigen Fälle betreffenden
Beschlusse festgelegt hatte, hat hiegegen der Regierungsrat Basel-Stadt den

vorliegenden Rekurs eingereicht.

II.
1. Luzern stützt sich auf Art. 5, Abs. 4 des Konkordates betreffend

wohnörtliche Unterstützung, welcher lautet: „Ist der Unterstützte in mehr als emem
Konkordatskanton verbürgert, so fällt das Betreffnis des Heimatkantons auf
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